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Zu Beginn der Hochkonjunktur, En¬
de der sechziger Jahre, waren Gastar¬
beiter als Arbeitskräfte ebenso herz¬
lich willkommen, wie man sie heute
wieder zurückschicken will. Die Vor¬
urteile, daß sie durch ihr Dasein die
Inländerarbeitslosigkeit steigern, bei
den Sozialleistungen abräumen und
vielfach kriminell seien, verstärken
sich.

Eine nun vorliegende umfangreiche
Studie des Sozialministeriums zeigt
deutlich, daß diese Vorurteile jeder
Grundlage entbehren. Diese Studie
belegt aber auch, daß die Gastarbeiter
und ihre Familien trotz ihrer inzwi¬
schen erfolgten Integration nach wie
vor als Menschen zweiter Kategorie
behandelt werden - vor allem auch
durch bestehende Gesetze.

Wesentliche Ergebnisse der Studie,
deren sozialwissenschaftlicher Teil
vom Institut für höhere Studien und
deren wirtschaftswissenschaftlicher
Teil vom Wirtschaftsforschungsinsti¬
tut erstellt worden ist, sind folgende:

Ein Großteil der Gastarbeiter (ca.
70 Prozent) ist bereits zumindest zehn
Jahre in Österreich. 80 Prozent der
erwachsenen Gastarbeiter sind verhei¬
ratet, bei 80 Prozent dieser Gruppe
wiederum leben die Ehepartner in
Österreich. Mehr als die Hälfte der
Kinder von Gastarbeitern ist bereits in
Österreich geboren.

Mehr als die Hälfte der Gastarbeiter
arbeitet schon länger als sechs Jahre
im gleichen Betrieb und kann somit
als Teil der Stammbelegschaft be¬
zeichnet werden.

Deutlich wird, trotz dieser starken
beruflichen Integration, die nach wie
vor bestehende rechtliche Diskrimi¬
nierung in bezug auf den Arbeitsplatz
durch das Ausländerbeschäftigungs¬
gesetz. Ausländische Arbeitnehmer
müssen bei einem Abbau von Arbeits¬
plätzen vor den Inländern gekündigt
werden. Die erteilten Beschäftigungs¬
bewilligungen für die Beschäftigung
von Ausländern sind meist nur auf ein
Jahr befristet bzw. können widerrufen
werden. Ein Abbau der Ausländerbe¬
schäftigung kann daher auch ohne
Kündigungen erfolgen, indem die Ar¬
beitsämter die Zahl der erteilten Be¬
schäftigungsbewilligungen reduzie¬
ren. Der einzelne ausländische Arbeit¬
nehmer, auch wenn er bereits längere
Zeit hier in Österreich gearbeitet hat,
hat damit keine Chance mehr eine
Arbeit zu finden. Mit der Nicht-Er¬
neuerung der Beschäftigungsbewilli¬
gung ist häufig auch ein Erlöschen der
Aufenthaltsbewilligung verbunden,
da damit auch das von der Fremden¬
polizei verlangte regelmäßige Ein¬
kommen nicht mehr nachgewiesen
werden kann. Er muß somit mit seiner
Familie in sein Heimatland zurück¬
kehren.

Dementsprechend stark ist auch die
Zahl der ausländischen Arbeitskräfte
in den letzten zehn Jahren gesunken,
vor allem auch in den Branchen, in
denen noch am ehesten von einer
Konkurrenz zwischen inländischen
und ausländischen Arbeitskräften ge¬
sprochen werden kann.

In der Bauwirtschaft reduzierte sich
der Beschäftigtenstand von Auslän¬
dern im letzten Jahrzehnt um 60 Pro¬
zent, in der Eisen- und Metallindustrie
um ca. 50 Prozent.

Übriggeblieben sind die Beschäfti¬
gungen, die durch besonders schlech¬
te Arbeitsbedingungen und geringe
Entlohnung gekennzeichnet sind und
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deshalb auch nicht ohne weiters von
Österreichern besetzt werden.

Damit ist auch das Argument der
Konkurrenzierung der österrei¬
chischen Arbeitnehmer durch die
Ausländer entschärft.

Neben der beruflichen Diskriminie¬
rung zeigt die Studie aber auch noch
die Diskriminierung in den anderen
Lebensbereichen, wie Schule, Woh¬
nen etc. deutlich. So lebt die Mehrheit
der Gastarbeiter nach wie vor in quali¬
tativ schlechten, rechtlich mangelhaft
geschützten, zu kleinen und beson¬
ders teuren Wohnungen.

Besonderer Benachteiligung sind
auch die Kinder der Gastarbeiter, die
zweite Generation, so der Fachjargon,
ausgesetzt. So lag der Anteil der Gast¬
arbeiterkinder am zweiten Klassenzug
der Hauptschulen im Jahre 1982 bei 27
Prozent. Besonders stark sind sie je¬
doch von der Arbeitslosigkeit betrof¬
fen. Einerseits aufgrund ihrer schlech¬
ten Ausbildung, andererseits auf¬
grund der Tatsache, daß für sie oft
keine Beschäftigungsbewilligungen
an Unternehmen ausgestellt werden.

Die Studie stellt verschiedene Re¬
formvorschläge zur Diskussion, die
vor allem der veränderten gesell¬
schaftlichen und beruflichen Situa¬
tion im Vergleich zu den frühen 70er
Jahren Rechnung tragen soll. In die¬
sen Reformvorschlägen soll vor allem
berücksichtigt werden, daß die Gast¬
arbeiter aufgrund ihrer relativ langen
durchschnittlichen Aufenthaltsdauer
in Österreich, ihrer familiären Situa¬
tion und ihrer betrieblichen Veranke¬

rung bereits integraler Bestandteil un¬
serer Gesellschaft geworden sind und
daß sie deshalb auch einen berechtig¬
ten Anspruch auf Chancengleichheit
haben.

So soll die Zugangsmöglichkeit für
bereits länger in Österreich lebende
Gastarbeiter zu einer Beschäftigung
verbessert werden bzw. die ständige
Bedrohung, die Beschäftigung zu ver¬
lieren, weil das Arbeitsamt keine Be¬
schäftigungsbewilligung mehr aus¬
stellt, verringert werden. Insbesonde¬
re sollen die Angehörigen der zweiten
Generation von den Bestimmungen
des Ausländerbeschäftigungsgesetzes
und des Fremdenpolizeigesetzes ganz
ausgenommen werden. Ebenso wird
vorgeschlagen, daß die Diskriminie¬
rung der Ausländer in bezug auf So¬
zialleistungen abgebaut wird, da sie
über Steuern und sonstige Beiträge
wie Inländer zur Finanzierung bei¬
tragen.

Alles in allem gibt die Studie einen
ausgezeichneten und detaillierten Ein¬
blick in die traurige Realität des Gast¬
arbeiterlebens in unserem Land und
stellt unserer Gesellschaft kein gutes
Zeugnis aus.

Bleibt zu hoffen, daß - wie es Bun¬
desminister Alfred Dallinger im Vor¬
wort ausdrückt - die in dieser Publi¬
kation aufgezeigte Diskriminierung
der Gastarbeiter nicht folgenlos
bleibt, sondern zu gesellschaftspoliti¬
schen Reformen zugunsten der aus¬
ländischen Mitbürger führt.

Franz Köppl

295


	Ausländische Arbeitnehmer

